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MeDlICh ud, Mann a:us der FIIIJlilie thlelmeier - Rinteln den· 28.10.2015 
Alte Dorfilt.raße 7, (31737] Rinteln 

illi:ii!iiIIIIiIIIIIJiiiiiiP= 
An die 
Bundesanwaltschaft 
z. Hd. Geschäftsführung 
Brauerstraße 30 
76135 Karlsruhe Telefax 0721 /819159-0 

VERTEILER 

Strafantrag/Strafverfolgung, Dienstaufsichtsbeschwerde u. a. 
wegen dem Verdacht des Landes & Hochverrats, sowie dem 
Verstoß ge.en Gesetz und Recht gegen Dr. Angela Merkel. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hiermit erstattet der lebende und beseelte Mensch axel Mann aus der 
Familie thiesmeier als deutscher Staatsangehöriger mit unmittelbarer 
Reichszugehörigkeit durch Abstammung und Geburt (vgl. RuStAG 1913) 
und Angehöriger des Vorstandes der Menschenrechtsorgan'sation WAG­
Justiz-Opfer-Hilfe NRW/Deutschland, Alte Dorfstraße 7, 31737 Rinteln 
Strafantrag/Strafverfolgung, sowie Dienstaufsichtsbeschw.erde u. a" gegen 
Frau Dr. Angela Merkel, Kanzlerin der Bundesrepublik Deutschland, Willy­
Brandt-Str. 1, 10557 BerUn wegen dem begründeten Verdacht des landes­
und Hochverrats, sowie dem direkten Verstoß gegen deutsches und 
internationales Recht. 

Begründung: 

Am 4. September 2015 öffnete die Bundesrepublik Deutschland auf Geheiß 
der Bundeskanzlerin ihre Grenzen zu Österreich, um in Ungarn festsitzende 
Flüchtlinge ins Land zu lassen. Seitdem ergießt sich ein ungehinderter 
Flüchtlingsstrom nach Deutschland. 

Interim-Staatsbeamter (Botschafter) des Staates Deutschland/Germanitien, 
IPD-Senator, Rechtbeistand (gern. Art. 1 § 7 RBerG, Art. 6 Abs. 3 c MRK, Art. 14 Abs. 3 d IPbpR), 

Friedensstifter, Menschen- und Völkerrechtler, Journalist, Reporter, Forscher, 
Natur-, Tier- und Umweltschüt2er, politischer Künstler, geographischer Patriot 
und Lebensberater. - Folter-/Babereiopfer der BRD seit dem 23.09.1956. 

JOB _ VerbAnde 

aktiver Christen 

Natur & Umweltschutz 

Kinderschutzbund 

Väteraufbruch 

der chronisch Kranken 

gegen Behördenwillkür 

gegen GEZ, GEMA - Abzocke 

staatliche Selbstverwaltungen 

Heimatschutz 

Journalisten 

Detekteien 

Tiem::hutzbund 

Inkasso 

Mediatoren 

Tldgkeitsschwerpunkte 

Menschenrechte 

Zwangsversteigerungen 

Reclltsmanagement 

Sicherheitsmariagement 

Treuhand 

Forensische Psychologie 

Kriminologische Psychologie 

Admse: 

Justiz-Opfer-Hilfe Deutschland 

Alte Dorfstraße 7 

31737 Rinteln 

Tel.: 05732/90 71 48 9 
Fax: 0180/5002066 397 
NotfalIm. 0176/758 7S0 38 
E-Mail: info@Jjoh-nrw.na 

Biirozeiten 

Di & Fr 11 :00 - 14:00 Uhr 
u. n. Terminvereinbarung 

Konroverbindung 

Axel Thiesmeier 
Ko.-Nr.: 839487UJOl 
Btz.: 70 120 400 
Direkt Anlage Buk 
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Seriöse Schätzungen gehen mittlerweile von 1 bis 1,5 Millionen Meoschen aus, die allein 
dieses Jahr nach Deutschland kommen werden. Inzwischen spielen sich geradezu 
apokalyptische Szenarien ab, die binnen eines Jahres Deutschlands Ende herbeiführen 
·können. 

Die Bundeskanzlerin hat, indem sie erst die Grenzöffnung herbeigeführt und dann trotz der 
offenkundig eintretenden Folgen, keine Gegenmaßnahmen ergriffen hat um das deutsche 
Volk vor möglichen Gefahren zu schützen, einen direkten Verstoß gegen Gesetz und Recht 
begangen. Darüber hinaus hat Frau Dr. Angela Merkel ihre Entscheidung in der Öffentlichkeit 
auch weiterhin den Zustrom von "Flüchtlingen" nach Deutschland zuzulassen, in der 
Fernsehsendung "Anne Will" am 7. Oktober 2015 sogar noch bekräftigt. 

Somit ist der Tatbestand des Landes- und Hochverrat, sowie der Verstoß gegen Gesetz und 
Recht erfOllt (vgl. u. a. § 138 StGB/analog). Hochverrat begeht, 
"wer es unternimmt, mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt 1. den Bestand der 
Bundesrepublik Deutschland zu beeinträchtigen oder 2. die auf dem Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland beruhende verfassungsmäßige Ordnung zu ändern. tI 

Der Tatbestand ist erfüllt, wenn eine Handlung unternommen wird, die einen der 
beschriebenen Handlungserfolge herbeifOhren kann, wenn dieses durch Gewalt oder mit 
Drohung durch Gewalt geschieht und dabei Vorsatz im Spiel ist. 

Dass der Bestand Deutschlands in Gefahr gerät und damit Abs. 1 erfüllt wird, wird 
mittlerweile öffentlich zugegeben, zum Beispiel vom bayrischen Justizminister Bausback, 
den die FAZ online am 13.10.2015 zitiert. Die verfassungsmäßige Ordnung gem. Abs. 2 kann 
durch die Eröffnung des Flüchtlingszustroms ebenfalls verändert, wenn nicht vollständig 
untergraben und aufgehoben werden: Das beginnt bereits mit dem Asylgrundrecht selbst, 
denn gemäß Artikel 16a Absatz 2 GG kann sich darauf nicht berufen, wer aus einem 
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaften oder aus einem sicheren anderen Drittstaat 
einreist. 

Sodann wird Artikel 14 GG, der das Eigentum schützt, beschädigt, zumal die Kommunen 
inzwischen dazu Ober gehen. Grundeigentum der deutschen IIBürger". Wohnungen, 
leerstehende Hallen, sonstige Immobilien zu beschlagnahmen. 

Zwar sind Enteignungen bei rechtsstaatlichen Voraussetzungen prinzipiell möglich, sie 
dürfen aber das Institut Eigentum an sich nicht in Frage stellen und müssen darüber hinaus 
auch dem Gemeinwohl dienen.' 

Es kann jedoch nicht im Interesse des Gemeinwohl liegen, Menschen in Deutschland 
unterzubringen, die überhaupt kein Recht auf ein tatsächliches Asyt in Deutschland haben. 
was für 95% der zuströmenden Menschen gelten dOrfte. 

Mensch axel, Mann aus der Familie thIesrneIer, lebender und beseelter Mensch und alleiniger Reprlsentant des Menschen allel thiesmeier 
In Gesch5il:sfUllruna .... ne Auft:tlI!I "Kh 1IG8 § in _ Abwesenheit/Ausfall der staatll<hen stellen in Selbsterrnidrtltlul1l und In Gebrauch ......... latenten Rechtsfähl&l<eIt als 
deUl5l:fler Staatunphllr1t!er mit unmltte!bam Reichuupl!ÖfIIkt!It durch Abstammuna und Geburt (V&!. RUStAG _ 1913) als PreuIle. Hclutltllch fIlr den deuts<hen Staat handelnd 
_n offenkundl&er TelildentUJt und ÄIJ.faII der Na!.lld!en Stellen zum Schutz dti deutsdlen Volkes nach 1uI ........, luI ............. und IulIIItUI'aIlII um einen fr1eden_rtras. 
eIne leattlme V.rt.lssuns. lIOIkemrchlllch \Md jutlstlsd! korrekte P"""""""uswelse und Re!sepJSSII' flIr das deutsch. Volk und die lIOfoI'ttIe Umsetluna das Art. 2D • GrIII!dpHtz Zum 
SchUIl der natIIrli<hen ~""'n fDr Mensehen. '""'" und Pflanlen ti_en zu kÖlln.... NIcht-BIID(.oMF"Mph6rlcer~ und Im AIIfInII des Stilates !lEUTSCItI.ANI) 
(GERMANY) tJtls (V&!. tt lJl.20 GW/anaIocl· ~t nadl M.8pbe dti WI"""r ObenolnkomlnellS Ober konsularlsd!e lIezlehu ..... n ""'" 24.04.1963 (lIIInd.....-1att 1969 11 
S. 15851f) (sie"" WOD, WIIK). 
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Hier fordert das Gemeinwohl wohl eher die Abschiebung und nicht die Unterbringung! 

Ferner wird das kommunale Selbstverwaltungsrecht nach Art. 28 GG ausgehebelt, denn 
wenn den Gemeinden von oben aufgezwungen wird, eigene liegenschaften, wie Stadthallen, 
Turnhallen o.ä. als Unterkünfte für die Flüchtlinge zur Verfügung zu stellen, nimmt man 
ihnen das Recht, über diese Einrichtungen selbst zu bestimmen und verkürzt auch noch ihre 
finanziellen Spielräume, nimmt ihnen Gelder weg, die sie für die Erhaltung der Infrastruktur, 
der Wirtschaftsförderung und somit für das deutsche Volk bräuchten. Ferner ist der 
ungebremste Zustrom fremder Menschen ein Anschlag auf den Souverän selbst, denn Träger 
der Verfassungsordnung ist gemäß Artikel 20 GG das Volk; von ihm soll angeblich alle 
Staatsgewalt ausgehen. 

Dass eine veränderte Zusammensetzung des Souveräns ihn selbst ändert, liegt auf der Hand. 
Hier muss man allerdings bedenken, dass diese Änderung nicht unmittelbar durch die 
Einwanderung eintritt, sondern erst durch spätere Aufnahme als Bürger der Bundesrepublik. 

Aus dem Blickwinkel der rechtsstaatlichen Ordnung heraus ist der Volksaustausch zum 
Nachteil des gesamten deutschen Volkes aber beachtlich und die Folgen dieser 
Zuwanderung somit nicht kalkulierbar, denn der zügellos und ungesetzlich verlaufende 
Vorgang umgeht sämtliche Verfassungsinstitutionen. 

Was die Kanzlerin gewissermaßen im Alleingang und per Befehl angeordnet hat, wurde von 
dem deutschen Volk als direkter Souverän nicht legitimiert, noch hat diese Entscheidung ein 
Parlament, eine Regierung oder ein Bundesrat mitgetragen. 

Angesichts der staatsgefährdenden Folgen wäre das aber zwingend gewesen. In diesem 
Sinne äußerte sich der Berliner Verfassungsrechtier Kloepfer in der FAZ vom 13.10.15. Die 
Kanzlerin hat m.E. auch mit Gewalt I.S. der Vorschrift gehandelt, bzw. die Gewalt ermöglicht. 
Dazu dürfte man kommen, weil der zugrundeliegende Gewaltbegriff auf die Zwangswirkung 
bei den Betroffenen abzielt. Zwar haben wir vorliegend einen atypischen, so vom 
,Gesetzgeber nicht vorgesehenen, Fall; nicht den klassischen Umsturz mit Bombenanschlägen 
und bewaffneten Aufständen, aber wir hier in Deutschland haben vollendete Tatsachen, die 
es den O.g. Grundrechtsträgern schlicht unmöglich machen, ihre Grundrechte auszuüben, 
wir haben Automatismen, denen sich die Geschädigten nicht entziehen können. Außerdem 
hat der BGH unter bestimmten Bedingungen Massenstreiks als Gewalt angesehen. Wenn 
aber Massenstreiks Gewalt sind, müssen es Massenzuströme von Millionen erst recht sein. 

Somit hat die Kanzlerin der Bundesrepublik vorsätzlich und nach Offenkundigkeit auch zum 
Nachteil des gesamten deutschen Volkes gehandelt. Vorsatz bedeutet Wissen und Wollen 
der Tatbestandsverwirklichung. Bei Hochverrat reicht Eventualvorsatz aus, also den Taterfolg 
für möglich zu halten und trotzdem zu handeln. 

Mensch axel, Mann aus der Familie thlesmeler, lebender und beseelter Mensch und alleiniger Repräsentant des Menschen axel thiesmeler 
In G..thliftsführung ohne Aufmla nach BGIl § 671 ......n Atlwesenhelt/Ausfall der staatlichen Stellen In setbstormkhtlt!ung und In Gebrauth seiner Iotenlen Re!:tttsfIh;peit als 
deutscher Stoatsangeh6r1pr mit unmittelbarer IIIIk:hszuphörtskeit dun:h AbstammunS und Goburt MIt. IluStAG _ 1913) als .......... Hoheldlch fllr deoi deuls<hen SIUI handelnd 
wegen offenkundlaer Teilidentitat und Ausfall der stoatllchen SIelten zum licIlW des deutsenen VoIbs noch Ius _, lIIl-"""", und lIIl -..u. um einen fI1odensWlrtrq. 
olno leelUme Verfa.l4lng. v<IlI<l!I'l'1!thtllch und Julls1lsd1 kor....kle Pertone....-tse und /IeIsepIj$&e fllr das deutsche \IoIk und die ......... Umsetwng des 11ft.. 20 • ~ zum 
Schult der n.alOrllchen ~ fOr Menschon, TI.", und PfIan""", umseben ZU können, NIcM-IIRD(·OMFl·Anphöriaer"........ und im AIIIIraII des Staates DEUTSCHlANIl 
(GERMANV) tatls (vs!, §§ Ja.20 GVG/analoc~ EIltalTIlllrlaHllt nach Ma8IaI>. des Wien.. Obereinkammens Ober konsularl$dle 8etIehungen vom 24.04,l!63 (Bund_seUblatt 196911 
S. lSas ff) (siehe WOll, WIItC]. 

http:13.10.15
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Bei der Entscheidung, die Flüchtlinge unkontrolliertzu uns nach .Deutschland zu lassen, wird 
man der Kanzlerin auch keine Fahrlässigkeit zugutehalten können, denn je mehr sich die 
staatsgefährdenden Folgen herauskristallisierten, umso mehr verfestigte sich der Vorsatz in 
Frau Merkei, der unheilvollen Entwicklung nicht Einhalt zu gebieten, was unter dem Aspekt 
des strafrelevanten Unterlassens nach § 13 StGB/analog gegen sie wirkt. 

Da die Kanzlerin eine Gefahrenquelle eröffnet hatte, war sie hinfort zur Beseitigung 
verpflichtet. Spätestens als sie am 07.10.2015 (dem Jahrestag der Gründung der DDR) in der 
Fernsehshow von Anne Will ihre Haltung mit den Worten bekräftigte: "Wlr können die 
Grenzen nicht schließen. ... Es gibt den Aufnahmestopp nicht. tI hat sie ihren Vorsatz 
begründet und bekräftigt. Wenn man also zu der Ansicht kommt, die oben bezeichneten 
Gefährdungen der Verfassungsrundsätze reichen aus,· um die Verfassungsordnung im 
Ganzen zu ändern (das mag man auch anders sehen), spricht bei allen Bedenken, die sich bei 
einer juristischen Auslegung ergeben, Vieles dafür, bei Merkeis Tat von Hochverrat zu 
sprechen. 

Die vorangehenden . Überlegungen werden durch die Äußerungen des bayrischen 
Ministerpräsidenten gestützt, der von Notwehrmaßnahmen und einer eventuellen 
Verfassungsklage gesprochen hat. Voraussetzungen sind in beiden Fällen offenkundige 
Rechtsbrüche. Wer also von Notwehr ausgeht, setzt eine vorangegangene Straftat voraus. 

Verstöße gegen Gesetz und Recht sind nach § 138 StGB zur Anzeige zu bringen. Nach § 138 
(3) wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem jahr oder mit Geldstrafe bestraft, wer die Anzeige 
leichtfertig unterläßt, obwohl er von dem Vorhaben oder der Ausführung der rechtswidrigen 
Tat glaubhaft erfahren hat (vgl. Anzeigepflicht). 

Verfassungs-"hochverrat"bruch liegt bei einem VerstoB gegen GG Art. 1 (3), 19, 20 (3), 25, 
97 (1), 100 (2), 101, 103, 139 i. V. mit §§ 81, 82 und 92 StGB vor, wobei der Verfassungs­
"hochverrattlbruch ggf. auch mit lebenslangen Haftstrafen zu bestrafen wäre. 

Rlnteln,28.10.2015 Unterschrift 

Es besteht Amtsermittlungs .. und Justfzgewährleistungspflicht I 
Öffentliches Interesse ist durch Angehörige der Menschenrechtsorganisation, WAG-Justiz-Opfer-Hilfe 
NRW/DeutscKland, (Korrespondenzanscbrift: Alte DorfstraBe 7, [31737] Rinteln) gegeben. 

BRD·Ämter/Behörden/Dienststelien/Gerichte/Verwaltungen unterliegen der Amtsermittlungspfllcht und sind 
verpflichtet amt!. Unterlagen im Sinne des § 31, Abs. llDG, GG Art. 19 - Zitiergebot- VwVG §3 Abs. i/analog, 
GG Art. 133/unverzüglich an die zuständige Behörde/Stelle weiterzuleiten. ' 
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In 6escl>Mtsfllhruns oIIne AufIrn8 nach BGB § 677 _en Abwe<enheit;Ausfali der staatlichen Stell"" In Selbst~... und in -Gebrauch oeiner '-n Rechtsftlhlpelt als 
deut1ther StaatunBehöripr mit unmlttelb"",r ReI<hslUSehliri.Pelt durd1 AbstammunB und Geburt (\181. RustAG _ 1913) als _ HoheItlkh fIlr den deutschen SIIIat handelnd 
wese. offenkundiger Tellidenmm und Ausfall der .taotIlche. Stellen zum Schub da deulS<hen VoIIte$ nach Jus _ kB ............. und kB _11 um .In"" Frled....""rtr.I& 
elne les/tlme Yeda$sung. völcOll'<!<:hlllth und Jurlstlsd1 _ "-n-.e und ReIsepJsH fOt das detruche Voll: und die safaftIJe UIII$<!!ZVnI des Art. 211 al!lrundpsetr zum 
S<huu dor natIlrIkIlen ~ fllr Men<chen. r""" und Pflanzon ..- tu können. ~.QM~er/PenaNI und im AuItrac des ~ OE!II$CHlAND 
IGfRMANY) lItI& flllll. §§ 18-20 GVG/anaIoil. ~ nach MaBeabe des WI<rner Obereinl<omtnens Ober koIuuIaMche lla2Iehunsen vom 24.04.1lI63 (llund_otIblatt :1lI6lI1i 
S, 158S ff) (siehe WOO. WIIIQ. 
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* 	 * * SENDEBERICHT ( 29. OKT. 2015 3:49) * * * 
FAX HEADER: KANZLEI JOH RINTELN 

GESENDET/ABGESPEICHERT :29.0KT. 2015 1:11 
DAT. MODUS OPTION ADRESSE 	 ERGEBN. SE I TE 

410 SPEICHER SENDEN 052626969895 OK 4/4
057514000522 OK 4/4
05733912215 OK 4/4
057514000544 OK 4/4
05733912225 OK 4/4
05731251531 E-3) 3) 3) 3) 3) 0/4
02118792456 OK 4/4
02118792454 OK 4/4
05733924240 OK 4/4
0521585480 OK 4/4
057321009313 OK 4/4
05732100309 OK 4/4
05731141920 OK 4/4
02212204800 OK 4/4
05215838280 OK 4/4
0521513315 OK 4/4
0521555112 OK 4/4
05221180065 OK 4/4
05718378365 OK 4/4
0523131012 E-ll1) 1) 1) 1) 0/4
052516889222 OK 4/4
05211065844 OK 4/4
0521555348 OK 4/4
0521555349 OK 4/4
0521555598 OK 4/4
05731251531 OK 4/4
05231911145 OK 4/4
05221590816 OK 4/4
021187565112481 OK 4/4
05751953734 E 3)3)3)3)3) 0/4
05751403230 OK 4/4
05751403994 OK 4/4
05111205170 E~2) 2) 3) 2) 2) 0/4
05731141915 E-3) 3) 3) 3) 3) 0/4
057312303599 OK 4/4
05718880640 OK 4/4
0571882240 OK 4/4
05731158250 OK 4/4
07218191590 OK 4/4
03414873797 OK 4/4
07219101382 OK 4/4
03018102720 E-2) 3) 3) 2) 2) 0/4
030185809046 OK 4/4
02118792456 OK 4/4
05718886329 OK 4/4
05221131901 E-3) 3) 3) 3) 3) 0/4
0573210892339 OK 4/4 

FEHL RURSACHE 
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S'tramntrag/Strafverfo'guna.. Dienstaufsichtsbesch1lU'erde U. a. 

'Wegen dem Verdacht: des Landes & Hochverrats, s01Nie dem 

Verstoß ge~en Gesetz und Recht gegen Dr. Ansela Merke'. 


Sehr geehrt;e Damen und Herren, 

hIermit erstattet der I.bande und beseel1:e 	Mensch _e. Mann aus der R.",cb:l:m:lauag"mul,nt 

Familie thlesrneler al.!iil deutscher Staatsangehöriger mit: unmittelbarer ISicbe<hoitsmaa-1OID.cD1 
Relchszugeh6rigkelt: durch Abstammung und Geburt (VIII. RuStAG 193.3) T~ 
... ..-J A ___ I.-U_lIi ___ ... __ 't.#_.~_...... t 	 • 


